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2. Instanz
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Datum 17.04.2013

3. Instanz

Datum 03.09.2013

Der Bescheid des Beklagten vom 7.1.2009 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
des Beklagten vom 31.3.2009 wird aufgehoben und der Beklagte wird verurteilt, an
den KlÃ¤ger ab dem 8.6.2007 Leistungen der Eingliederungshilfe in HÃ¶he von EUR
100 monatlich zu zahlen.

Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen.

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger 1/3 seiner zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der Beklagte verpflichtet ist, an den KlÃ¤ger
ab dem 8.6.2007 Leistungen der Eingliederungshilfe in Form von Schulgeld, welches
der KlÃ¤ger fÃ¼r den Besuch der F-Schule zu zahlen hat, zu gewÃ¤hren.

Der 1991 geborene KlÃ¤ger leidet an einer expressiven SprachstÃ¶rung und
allgemeinen EntwicklungsverzÃ¶gerung bei Intelligenzminderung im Grenzbereich
zwischen Lernbehinderung und geistiger Behinderung. Mit Bescheid vom

                               1 / 8



 

08.05.1998 stellte das Staatliche Schulamt fÃ¼r den Landkreis Marburg-Biedenkopf
fest, dass bei dem KlÃ¤ger sonderpÃ¤dagogischer FÃ¶rderungsbedarf bestehe.
Dieser FÃ¶rderungsbedarf werde in der G-Schule G-Stadt (Sonderschule fÃ¼r
Praktisch Bildbare) erfÃ¼llt. Es bestehe aber EinverstÃ¤ndnis mit der Beschulung in
der F-Schule.

Bei der F-Schule handelt es sich um eine staatlich genehmigte Ersatzschule und
Schule fÃ¼r Praktisch Bildbare, KÃ¶rperbehinderte, Lernhilfe und Erziehungshilfe.
TrÃ¤ger der Schule ist der Verein fÃ¼r H. B-Stadt e.V.

Unter dem 30.7.1998 schlossen die Eltern des KlÃ¤gers mit dem Verein fÃ¼r H. e.V.
einen Schulvertrag, wonach der KlÃ¤ger mit Wirkung von September 1998 in die
erste Klasse der Schule aufgenommen werden sollte. Ziffer 6 des Vertrages lautet:
"Das Schulgeld wird mit dem KostentrÃ¤ger vereinbart". Hinsichtlich des weiteren
Inhaltes des Schulvertrages wird auf den Vertragstext, Bl. 52 und 53 der
BehÃ¶rdenakte, verwiesen. Mit "BeitragserklÃ¤rung" vom 3.9.1998 sagten die
Eltern gegenÃ¼ber dem Verein fÃ¼r H. e.V. zu, ab September 1998 fÃ¼r ihren
Sohn ein monatliches Schulgeld von "DM 180" (EUR 92,03) zu zahlen. Der KlÃ¤ger
besucht die Schule seit September 1998.

Seine Eltern erbrachten ab Juni 2007 monatliche Zahlungen in HÃ¶he von EUR 100
an die F Schule bzw. deren TrÃ¤gerverein.

Mit Schreiben vom 4.6.2007, bei der Beklagten am 8.6.2007 eingegangen,
beantragte der Verein fÃ¼r H. B-Stadt e.V. im Namen der Eltern des KlÃ¤gers, unter
Vorlage einer entsprechenden Vollmacht, die Ã�bernahme des fÃ¼r den KlÃ¤ger
entstehenden Schulgeldes in HÃ¶he von monatlich EUR 303,92 "ab sofort" nach den
Bestimmungen des SGB XII. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle die Voraussetzungen des Â§ 53
SGB XII. Wegen bei Gericht anhÃ¤ngiger Musterverfahren solle Ã¼ber den Antrag
aber zunÃ¤chst noch nicht entschieden werden.

Mit Bescheid vom 19.8.2008 verlÃ¤ngerte das Staatliche Schulamt fÃ¼r den
Landkreis Marburg-Biedenkopf die Schulbesuchspflicht fÃ¼r den KlÃ¤ger um ein
Jahr bis zum 31.7.2009.

Mit amtsÃ¤rztlichem Gutachten vom 30.12.2008 stellte die AmtsÃ¤rztin des
Beklagten J. fest, der KlÃ¤ger leide an einer recht gut eingestellten Epilepsie, einer
mittelgradigen Intelligenzminderung und einer leichten SprachstÃ¶rung. Er gehÃ¶re
zum Personenkreis des Â§ 53 SGB XII. Mit Bescheid vom 7.1.2009 lehnte der
Beklagte die Ã�bernahme des Schulgeldes ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus,
fÃ¼r den KlÃ¤ger bestehe die MÃ¶glichkeit, eine staatliche Schule, die kostenfrei
sei â�� nÃ¤mlich die G-Schule â�� zu besuchen. Insoweit sei die GewÃ¤hrung des
Schulgeldes als MaÃ�nahme der Eingliederungshilfe nicht erforderlich. Dem Wunsch
der Eltern kÃ¶nne nicht nachgekommen werden, da dessen ErfÃ¼llung mit
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Mehrkosten verbunden sei. Ein Schulwechsel sei dem
KlÃ¤ger auch jetzt noch zumutbar, ohne dass ihm hierdurch wesentliche Nachteile
entstÃ¼nden.
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Gegen diese Entscheidung erhob der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit
Schreiben vom 13.1.2009, bei dem Beklagten am 15.1.2009 eingegangen,
Widerspruch. Er berief sich darauf, die Mehrkosten aufgrund des Schulgeldes, die
durch das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern entstÃ¼nden, seien nicht
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. Die Kosten fÃ¼r das Schulgeld dÃ¼rften nicht fÃ¼r sich
betrachtet werden, sondern es sei auch zu berÃ¼cksichtigen, dass der kommunale
SchultrÃ¤ger â�� also der Beklagte â�� den Bedarf an BeschulungsmÃ¶glichkeiten
nur unter Einbeziehung der privaten Ersatzschulen Ã¼berhaupt decken kÃ¶nne. Im
Ã�brigen sei nicht dargelegt, dass tatsÃ¤chlich eine Ã¶ffentliche Schule vorhanden
sei, die den KlÃ¤ger aufnehmen kÃ¶nne.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31.3.2009 wies der Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Er fÃ¼hrte aus, nur dann, wenn im Einzelfall keine der
Begabung angemessene Beschulung im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht
angeboten werden kÃ¶nne, kÃ¶nne im Wege der Eingliederungshilfe ein Anspruch
auf eine Beschulung an einer Privatschule bestehen. Hier sei aber davon
auszugehen, dass der KlÃ¤ger auch an einer Ã¶ffentlichen (FÃ¶rder-)schule
beschult werden kÃ¶nne. Darauf, ob der Besuch einer privaten Ersatzschule
weniger Mittel der Allgemeinheit erfordere als der Besuch einer Ã¶ffentlichen
FÃ¶rderschule, komme es nicht an. Es liege, ungeachtet des Wunsch- und
Wahlrechts nach Â§ 9 Abs. 2 SGB XII, nicht im Belieben des KlÃ¤gers, zwischen
Selbsthilfe und der Inanspruchnahme von Sozialhilfe zu wÃ¤hlen.

Der KlÃ¤ger hat am 8.4.2009 beim Sozialgericht Marburg Klage erhoben.

Der KlÃ¤ger ist der Ansicht, die angefochtenen Bescheide seien rechtswidrig. Die
Entscheidung, eine bestimmte Schule zu besuchen, sei â�� wie bereits in der
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 26.10.2007 im Einzelnen
ausgefÃ¼hrt â�� Ausfluss des grundrechtlich gesicherten Elternrechts, was von
dem Beklagten zu respektieren sei. Auch sei es unzutreffend, dass durch den
Besuch der F-Schule zusÃ¤tzliche Kosten entstÃ¼nden. Es sei nÃ¤mlich zu
berÃ¼cksichtigen, dass der SchultrÃ¤ger das Angebot der F Schule bei der
Bedarfsplanung berÃ¼cksichtige und insofern entsprechend weniger PlÃ¤tze an
staatlichen Schulen vorhalten mÃ¼sse, wodurch er mehr spare, als er durch das
Schulgeld zusÃ¤tzlich ausgeben mÃ¼sse. Dies gelte auch bei Einbeziehung der an
Ersatzschulen gezahlten staatlichen ZuschÃ¼sse. Zudem stehe fÃ¼r ihn und die
anderen vorhandenen SchÃ¼ler keine ausreichende Zahl an PlÃ¤tzen an staatlichen
Schulen, auf die man sie verweisen kÃ¶nne, zur VerfÃ¼gung. Bei ihm sei weiter zu
beachten, dass er sich in der Schlussphase seiner Schulausbildung befinde und ihm
ein Schulwechsel daher nicht mehr zumutbar sei. FÃ¼r die HÃ¶he des zu
gewÃ¤hrenden Schulgeldes komme es schlieÃ�lich nicht auf die vereinbarten EUR
92,03, sondern auf das tatsÃ¤chlich anfallende Schulgeld von EUR 303,92 an.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Bescheid des Beklagten vom 7.1.2009 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
des Beklagten vom 31.3.2009 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, dem
KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit ab 8.6.2007 Schuldgeld in einer monatlichen HÃ¶he von EUR
303,92 fÃ¼r den Besuch der F Schule zu bewilligen.
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Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Der Beklagte ist der Ansicht, die angefochtenen Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig.
GrÃ¼nde, weshalb dem KlÃ¤ger eine im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht
Ã¼blicherweise erreichbare Bildung nicht durch den Besuch einer Regelschule â��
ggfs. unter Einbeziehung von Integrationshelfern â�� vermittelt werden kÃ¶nnte,
seien nicht ersichtlich. Ein integrativer Mehrwert, auf den das
Bundesverwaltungsgericht seine Entscheidung gestÃ¼tzt habe, bestehe fÃ¼r den
KlÃ¤ger durch den Besuch der F-Schule nicht. Auch sei er durch das staatliche
Schulamt nicht zum Besuch dieser Schule verpflichtet worden. Vielmehr sei es ihm
mÃ¶glich und zumutbar gewesen, eine Ã¶ffentliche Schule, nÃ¤mlich die G-Schule
G-Stadt, zu besuchen. Es kÃ¶nne nicht zu Lasten des SozialhilfetrÃ¤gers gehen,
wenn ein Wechsel nunmehr nicht mehr mÃ¶glich sein sollte. Im Ã�brigen sei ein
solcher Wechsel auch zumutbar. Auf Â§ 9 Abs. 2 SGB XII kÃ¶nne der KlÃ¤ger sich
schon deswegen nicht berufen, weil diese Vorschrift voraussetze, dass Ã¼berhaupt
ein Anspruch auf Sozialhilfe bestehe, der hier jedoch fehle. SchlieÃ�lich sei nicht
erkennbar, woraus sich die Verpflichtung zur Zahlung eines Schulgeldes in HÃ¶he
von EUR 303,92 ergebe, da mit den Eltern ein viel geringerer Zahlbetrag vereinbart
worden sei.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird Bezug genommen auf den
Inhalt der Gerichtsakte sowie der BehÃ¶rdenvorgÃ¤nge (ein Hefter des Beklagten,
ein Ordner des Schulamtes). SÃ¤mtliche dieser Akten waren Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist im tenorierten Umfang begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat nach Â§ 54 Abs. 1, 4 SGG einen Anspruch darauf, dass das Gericht,
unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide, den Beklagten verurteilt, ihm fÃ¼r
den Zeitraum ab dem 8.6.2007 Leistungen der Eingliederungshilfe in HÃ¶he von
EUR 100 pro Monat zur Deckung des Schulgeldes zu zahlen. Die Nichterbringung
dieser Leistungen ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten.

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Ã�bernahme des Schulgeldes ist Â§ 53 Abs. 1 S. 1
i.V.m. Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII (Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung).

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt zum Kreis der Personen, die eingliederungshilfeberechtigt sind,
denn er hat eine Behinderung im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 S. 1 SGB IX, die ihn
wesentlich in seiner FÃ¤higkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, einschrÃ¤nkt. Die
geistigen FÃ¤higkeiten des KlÃ¤gers wichen und weichen von dem fÃ¼r das
Lebensalter typischen Zustand ab, denn er leidet an Epilepsie, eine mittelgradigen
Intelligenzminderung sowie einer leichten SprachstÃ¶rung. Diese Defizite
beeintrÃ¤chtigen ihn in seiner Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.

Die Ã�bernahme des Schulgeldes stellt auch eine mÃ¶gliche Leistung der
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Eingliederungshilfe dar. Wie sich schon aus Â§ 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB XII ergibt,
gehÃ¶ren Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung zu den
Eingliederungshilfeleistungen. Auch die Ã�bernahme von Schulgeld kann eine
solche Leistung sein, sofern die Ã�bernahme des Schulgeldes Voraussetzung fÃ¼r
den Besuch einer Schule ist, die dem Betroffenen die entsprechende "angemessene
Schulbildung" vermittelt (vgl. insoweit auch Bayr. VGH, Beschluss vom 10.08.2006,
Az. 12 BV 05.200, Rdnr. 14f â�� juris).

Der Besuch der F-Schule ist zur Eingliederung des KlÃ¤gers in die Gesellschaft
geeignet und auch erforderlich.

Dass die Schule geeignet ist, den Eingliederungshilfebedarf des KlÃ¤gers zu decken,
ergibt sich bereits aus dem Bescheid des Staatlichen Schulamtes vom 8.5.1998.
Zwar hat das Schulamt den KlÃ¤ger in diesem Bescheid der (staatlichen) G-Schule,
G-Stadt, zugewiesen. Mit der gleichzeitig erteilten "Erlaubnis", anstelle der K-schule
die F-Schule zu besuchen, hat die BehÃ¶rde beide Schulen jedoch als
gleichermaÃ�en geeignet zur Deckung des sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarfs
des KlÃ¤gers â�� welcher in dem Bescheid ebenfalls festgestellt wurde â��
eingestuft. An diese schulrechtliche Einstufung ist der SozialhilfetrÃ¤ger gebunden
(vgl. hierzu auch Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 26.10.2007, Az. 5 C 35.06,
Rdnr. 19f â�� juris). Soweit ersichtlich, stellt der Beklagte die grundsÃ¤tzliche
Eignung der F-Schule zur Beschulung des KlÃ¤gers auch nicht in Frage.

Der Besuch der F-Schule ist darÃ¼ber hinaus auch eingliederungshilferechtlich
erforderlich. Die Erforderlichkeit entfÃ¤llt nicht dadurch, dass dem KlÃ¤ger die
MÃ¶glichkeit offen stand, die schulgeldfreie (staatliche) K-schule zu besuchen. Ob
eine fÃ¼r den SozialhilfetrÃ¤ger kostenmÃ¤Ã�ig gÃ¼nstigere
EingliederungshilfemaÃ�nahme, auf die der LeistungsempfÃ¤nger zulÃ¤ssigerweise
verwiesen werden darf, zur VerfÃ¼gung steht, ist unter Heranziehung des Â§ 9 Abs.
2 SGB XII zu prÃ¼fen. Nach Satz 1 dieser Vorschrift "soll" der TrÃ¤ger WÃ¼nschen,
die sich auf die Gestaltung der Leistung richten, entsprechen, soweit sie
"angemessen" sind. Den WÃ¼nschen "soll" gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 2 S. 3 SGB XII "in
der Regel" nicht entsprochen werden, wenn ihre ErfÃ¼llung mit
"unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Mehrkosten" verbunden ist.

Der Auffassung des Beklagten, Â§ 9 Abs. 2 SGB XII komme gar nicht zur
Anwendung, weil der Besuch der F-Schule nicht Bestandteil des notwendigen
Lebensunterhalts im Sinne von Â§ 19 Abs. 1 S. 1 SGB XII und â�� wegen der
MÃ¶glichkeit, eine schulgeldfreie Schule zu wÃ¤hlen â�� auch nicht erforderlich sei,
vermochte sich die Kammer nicht anzuschlieÃ�en. Auf Â§ 19 Abs. 1 S. 1 SGB XII
kann aus Sicht des Gerichts schon deswegen nicht verwiesen werden, weil im
vorliegenden Fall nicht um Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
dritten Kapitel des SGB XII, sondern um Leistungen der Eingliederungshilfe nach
dem sechsten Kapitel des SGB XII gestritten wird. Gerade weil es bei den Leistungen
der Eingliederungshilfe darum geht, einen behinderungsbedingten Nachteil
auszugleichen â�� ein Gesichtspunkt, der bei den Leistungen der Hilfe zum
Lebensunterhalt grundsÃ¤tzlich keine Rolle spielt â�� ergeben sich schon aufgrund
der verfassungsrechtlichen Vorgaben (Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG) unterschiedliche
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LeistungsmaÃ�stÃ¤be, die es verbieten, beide Leistungsarten gleich zu behandeln.
Soweit der Beklagte weiter meint, ein RÃ¼ckgriff auf Â§ 9 Abs. 2 SGB XII verbiete
sich auch deswegen, weil es wegen der entstehenden Mehrkosten bereits an der
Erforderlichkeit der Leistung fehle, hÃ¤lt die Kammer dieses Argument ebenfalls
fÃ¼r letztlich nicht Ã¼berzeugend. Denn mit diesem Ansatz wÃ¤re Â§ 9 Abs. 2 SGB
XII Ã¼berflÃ¼ssig, da dann Mehrkosten immer schon dazu fÃ¼hren wÃ¼rden, dass
die Leistungserbringung am Gebot der Erforderlichkeit scheitern wÃ¼rde, ohne
dass es Ã¼berhaupt noch zu einer PrÃ¼fung der Vorschrift kommen kÃ¶nnte. Dass
der Gesetzgeber eine Norm schafft, fÃ¼r die es keinen Anwendungsbereich gibt,
kann freilich nicht angenommen werden. Vielmehr hat der Gesetzgeber mit dem in 
Â§ 9 Abs. 2 SGB XII festgelegten Grundsatz, dass das Wunsch- und Wahlrecht des
HilfeempfÃ¤ngers grundsÃ¤tzlich und ggfs. selbst dann, wenn es Mehrkosten
verursacht, zu respektieren ist, entschieden, dass Mehrkosten die Erforderlichkeit
nur unter BerÃ¼cksichtigung der Vorgaben des Â§ 9 Abs. 2 SGB XII entfallen lassen,
die Frage der Erforderlichkeit also nicht isoliert gesehen werden darf.

Der Wunsch des KlÃ¤gers bzw. seiner Eltern, anstelle der K-schule die F-Schule zu
besuchen, ist als angemessen im Sinne dieser Bestimmung anzusehen und fÃ¼hrt
auch nicht zu unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Mehrkosten.

Zumindest fraglich ist bereits, ob dadurch, dass der KlÃ¤ger die F-Schule anstelle
einer staatlichen Schule besucht, Ã¼berhaupt Mehrkosten entstehen. Zwar fallen
bei dem Beklagten als zustÃ¤ndigem SozialhilfetrÃ¤ger bei Ã�bernahme des
Schulgeldes ohne Zweifel zusÃ¤tzliche Kosten an, die, ginge der KlÃ¤ger auf eine
staatliche Schule, nicht entstÃ¼nden. Anders sÃ¤he die Berechnung allerdings wohl
aus, wenn man, im Wege einer Gesamtbetrachtung, nicht nur die Kosten des
SozialhilfetrÃ¤gers, sondern die Kosten der Ã¶ffentlichen Hand insgesamt in die
Beurteilung mit einbezÃ¶ge. Denn der KlÃ¤ger hat, ohne dass der Beklagte dem mit
fundierten Zahlen widersprochen hat, vorgetragen, die jeweiligen SchultrÃ¤ger
ersparten sich, indem sie die von der F-Schule angebotenen PlÃ¤tze zu einem
erheblichen Umfang in der Bedarfsplanung berÃ¼cksichtigten, die Vorhaltung
zusÃ¤tzlicher PlÃ¤tze in staatlichen Schulen, weswegen letztlich gar keine
Mehrkosten gegeben seien. Dies gelte auch, soweit man die Kosten fÃ¼r die Mittel,
die direkt and ei F-Schule flÃ¶ssen (GastschulbeitrÃ¤ge) sowie ggfs. anfallendes
Schuldgeld fÃ¼r die dortigen SchÃ¼ler berÃ¼cksichtige.

Selbst wenn man aber davon ausgeht, dass Mehrkosten anfallen â�� sei es, weil
man eine nur auf den SozialhilfetrÃ¤ger bezogene enge Betrachtungsweise
befÃ¼rwortet, sei es, dass wegen der an die privaten Schulen gezahlten
Ã¶ffentlichen ZuschÃ¼sse diese Schulen fÃ¼r den Staat letztlich genauso "teuer"
bzw. "teurer" wÃ¤ren wie die staatlichen Schulen â�� berechtigen diese Mehrkosten
den Beklagten nicht zur Ablehnung der begehrten Leistung. Denn solche
Mehrkosten sind nicht unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig im Sinne des Â§ 9 Abs. 2 S. 3 SGB XII.

Bei der Beurteilung, ob es sich bei dem Schulgeld um unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige
Mehrkosten handelt, kommt es einerseits auf die HÃ¶he der entstehenden
Mehrkosten, andererseits aber auch auf die "Wertigkeit" des Wunsches des
HilfebedÃ¼rftigen an. Beide Aspekte beeinflussen sich gegenseitig, d.h. je hÃ¶her
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die Mehrkosten sind, die anfallen, um so "angemessener" â�� im Sinne von objektiv
nachvollziehbarer â�� muss der Wunsch des Betroffenen sein. Im Rahmen der
Bewertung des Wunsches des KlÃ¤gers (bzw. seiner Eltern), die F-Schule zu
besuchen, ist neben Art. 3 Abs. 3 S. 2 GG auch das nach Art. 6 GG geschÃ¼tzte
Elternrecht zu berÃ¼cksichtigen. Bei der AbwÃ¤gung ebenfalls nicht auÃ�er
Betracht bleiben darf, dass das Staatliche Schulamt den Eltern des KlÃ¤gers
ausdrÃ¼cklich ein Wahlrecht zwischen dem Besuch der staatlichen Schule fÃ¼r
Praktisch Bildbare B Stadt und der privaten F-Schule erÃ¶ffnet und es insofern
gerade den Eltern Ã¼berlassen hat, die aus ihrer Sicht besser fÃ¼r ihr Kind
geeignete Schule auszuwÃ¤hlen.

Der Wunsch der Eltern der KlÃ¤gerin, dass ihr Sohn die F-Schule besucht, ist im
Rahmen der nach Â§ 9 Abs. 2 SGB XII vorzunehmenden AbwÃ¤gung hÃ¶her zu
bewerten als die Mehrkosten, die durch diesen Schulbesuch fÃ¼r den
SozialhilfetrÃ¤ger entstehen.

Die von den Eltern angegebenen GrÃ¼nde fÃ¼r die Wahl der Schule sind objektiv
nachvollziehbar und als angemessener Wunsch im Sinne von Â§ 9 Abs. 2 S. 1 SGB
XII einzuordnen. Die Mutter des KlÃ¤gers hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
glaubhaft erlÃ¤utert, dass sie und ihr Ehemann ihren Sohn deshalb auf die F-Schule
geschickt hÃ¤tten, weil die Schule sehr familiÃ¤r und mit kleinen Klassen gewesen
sei. Ihr Sohn fÃ¼hle sich an der Schule sehr wohl. Damit haben die Eltern des
KlÃ¤gers hinreichend dargelegt, warum sie sich fÃ¼r die private anstelle der
staatlichen Schule entschieden haben.

Dem kann nach Auffassung der Kammer nicht entgegengehalten werden, mit dem
Besuch der F-Schule als FÃ¶rderschule sei â�� anderes als bei dem Besuch einer
integrativ unterrichtenden allgemeinen Schule â�� kein integrativer Mehrwert
verbunden. Abgesehen davon, dass der Begriff des "integrativen Mehrwertes"
problematisch erscheint, weil er suggeriert, mit dem Besuch einer allgemeinen
Schule (unterstÃ¼tzt durch einen Integrationshelfer) kÃ¶nne eine bessere
Integration des behinderten SchÃ¼lers erreicht werden als mit der Aufnahme in
eine FÃ¶rderschule, verbietet sich schon unter BerÃ¼cksichtigung der
verfassungsrechtlichen Vorgaben, vor allem des Art. 6 GG, eine rein objektive
Betrachtungsweise. Ausreichend ist vielmehr, dass die Eltern bzw.
Erziehungsberechtigten des behinderten SchÃ¼lers einen (integrativen) Mehrwert
aufgrund des Besuchs der von ihnen ausgewÃ¤hlten Schule bejahen. Dies gilt
zumindest dann, wenn sich die private und die staatliche Schule in ihrem
Unterrichtskonzept auch objektiv erkennbar unterscheiden, was hier der Fall ist.

Ob dann, wenn durch die AusÃ¼bung des Wahlrechts ganz erhebliche Mehrkosten
entstehen, ein strengerer MaÃ�stab anzulegen ist, kann vorliegend dahingestellt
bleiben, denn die entstehenden Mehrkosten sind mit EUR 100 pro Monat nicht so
hoch, dass weitergehende Anforderungen gerechtfertigt wÃ¤ren.

Da dem KlÃ¤ger ein Anspruch auf Ã�bernahme des Schulgeldes schon aus den eben
dargelegten GrÃ¼nden zusteht, braucht nicht entschieden zu werden, ob ihm ein
Schulwechsel im Sommer 2007 Ã¼berhaupt noch zumutbar war und, falls man dies
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verneint, ob sich aufgrund dieses Umstandes ein Anspruch auf die Zahlung des
Schulgeldes ergibt.

Der Anspruch auf Eingliederungshilfe besteht allerdings nur in dem Umfang, in dem
die Eltern des KlÃ¤gers sich ihrerseits zur Zahlung von Schulgeld verpflichtet und
entsprechende Zahlungen auch erbracht haben, nÃ¤mlich in HÃ¶he von EUR 100
pro Monat. FÃ¼r die Zahlung eines Betrages von EUR 303,92 pro Monat ist ein
Bedarf nicht ersichtlich, denn weder sind der KlÃ¤ger bzw. seine Eltern aufgrund
des Schulvertrages oder aus anderen rechtlichen GrÃ¼nden verpflichtet, Zahlungen
in dieser HÃ¶he an die Schule bzw. den TrÃ¤gerverein zu erbringen noch leisten sie
freiwillige Zahlungen in dieser HÃ¶he. Die Stellung des Antrages auf Ã�bernahme
eines Schuldgeldes von EUR 303,92 monatlich richtet sich ausschlieÃ�lich an den
auÃ�erhalb des zivilrechtlichen VertragsverhÃ¤ltnisse stehenden Beklagten und
kann auch bei groÃ�zÃ¼giger Auslegung nicht als Ã�nderung der vertraglichen
Vereinbarungen zwischen den Eltern und dem TrÃ¤gerverein â�� im Sinne einer
ErhÃ¶hung des zu erbringenden Schulgeldes â�� interpretiert werden. Bei der
Bestimmung des Umfangs des Bedarfs des KlÃ¤gers kommt es schlieÃ�lich auf die
Motive, weswegen zwischen den Eltern und der Schule ein geringerer Betrag als
EUR 303,92 pro Monat als Schulgeld vereinbart wurde, nicht an. Dass die Schule
wegen ihrer anthoposophischen Grundausrichtung bei der HÃ¶he des Schulgeldes
RÃ¼cksicht auf die LeistungsfÃ¤higkeit ihrer SchÃ¼ler und deren Eltern nimmt, ist
daher kein Umstand, der bedarfserhÃ¶hend wirken kann.

Nicht ermittelt werden braucht, ob der KlÃ¤ger bzw. seine Eltern bedÃ¼rftig sind im
Sinne des Â§ 19 SGB XII, da Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung gemÃ¤Ã� 
Â§ 92 Abs. 2 S. 1 Nr. 2, S. 2 SGB XII unabhÃ¤ngig von den Einkommens- und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnissen des HilfeempfÃ¤ngers und der mit ihm in
Einstandsgemeinschaft lebenden Personen erbracht werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 02.03.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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